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A. Bekanntmachungen des Königlichen Landraths-Amts.
Nr. 389. Oels, den 24. November 1890.

Die Invaliditäts- und Alters-Versicherung
der deutschen Arbeiter betreffend.

Zum Anhaltefür die Ortsbehörden bei der Aus-
führung des Gesetzes, betreffend die Invaliditäts- und
Altersversicherung der deutschen Arbeiter vom 22. Juni 1889
(R.-G.-Bl. S. 97) und zur Orientirung für die Interessenten
des Kreises Oels habe ich eine Zusammenstellung der
wichtigsten Bestimmungen des Gesetzes mit den nöthigen
Erläuterungen herausgegeben. Das Schriftchen ist zu
dem Preise von 20 Pf. in den Buchhandlungen zu Oels
und Bernstadt und bei den Magisträten zu Hundsfeld
und Juliusburg käuflich zu haben. Dasselbe enthält alles
dasjenige, was den Interessenten zu wissen nöthig ist.
Da Aussührungs - Bestimmungen in Bezug aus die Ver-
sicherungspflicht verschiedener Kategorien von Personen,
namentlich derjenigen, welche in keinem festen Dienst-
verhältnisse stehen, sondern Arbeiten von Haus zu Haus
verrichten, wie Waschsrauen, Plätterinnen, Schneiderinnen,
Näherinnen 2c., noch nicht ergangen sind, so mache ich
ausdrücklich darauf aufmerksam, daß die in der betreffenden
Schrift gegebene Anweisung, wie dieselben in Betreff der
Versicherung zu behandeln sind, nur als eine vorläufige
aufzufassen ist. — Die Beschlüsse des Bundesrathes 2c.
werden durch Bekanntmachungen im Kreisblatt und auf
sonst geeignete Weise zur Kenntniß der Interessenten und
der Ortsbehörden gebracht werden. —- Ueber die Aus-
stellung der Quittungskarten sind die Ortsbehörden mit
besonderer Anweisung versehen worden. Nach § 101 des
Gesetzes erfolgt die Entrichtung der Beiträge für die Ver-
sicherung durch Einkleben eines entsprechenden Betrages
von -Marken in eine Quittungskarte. —— Zum
1. Januar 1891 müssen alle versicherungs-
pslichtigen Personen sich im Besitze einersolchen
auf ihren Namen lautenden ausgestellten
Quittungskarte befinden. Versicherungspflichtig sind
die folgenden männlichen und weiblichen Personen. wenn
sie das 16. Lebensjahr überschritten haben und nicht
dauernd erwerbsunsähig sind:

1. alle als Arbeiter, Gehülfen, Gesellen, Lehrlinge
oder Dienstboten gegen Lohn oder Gehalt beschäftigte
Personen;

2. Betriebsbeamte, sowie Handlungsgehilfen und Lehr-
linge (mit Ausnahme der in Apotheken beschäftigten
Gehilfen und Lehrlinge), welche Gehalt oder Lohn
beziehen, derens regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst
an Gehalt oder Lohn aber 2000 M. nicht übersteigt;  

3. die gegen Lohn oder Gehalt beschäftigten Personen
der Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge und von
Fahrzeugen der Binnenschifffahrt.

Die Aussiellung und der Umtausch der Quittungs-
karte, die Ersetzung verlorener, unbrauchbar gewordener
oder zerstörter Quittungskarten durch neue Quittungskarten,
sowie die Entwerthung von Marien erfolgt durch die
städtischen Polizeiverwaltungen und die Herren Amts-
vorsteher des Kreises. Die Karten werden versicherungs-
pslichtigen Personen bis zum 1. Januar 1891 durch die
Ortsbehörden zugestellt werden. Diejenigen versicherungs-
pflichtigen Personen, welche bis zum 1. Januar 1891
nicht in den Besitz der Quittungstarten gelangt sind,
werden aufgefordert, sich zur Erlangung derselben bei den
städtischen Polizeiverwaltungen und den Herren Amts-
vorsiehern zu melden.

Nr. 390. Oels, den 24. November 1890.

Die anderweite Ernennung von Vorsitzenden
- in einzelnen combinirten Klassensteuer-

Einschätzungs-Bezirken betreffend.
Den betheiligten Guts- und Gemeindevorständen wird

hiermit bekannt gemacht, daß von der Königlichen Regierung
zu Breslau zu Vorsitzenden für nachstehend verzeichnete
combinirte Klassensteuer-Einschätzungsbezirke folgende Per--
sonen ernannt worden sind:
_1. Gutsvorsteher, Rittergutspächter von Reuß auf

Görlitz für Gemeinde und Gut Görlitz;
2. Gemeindevorsteher, Freigärtner S chwarz zu Kritschen

für Gemeinde und Gut Kritschen;
3. Gemeindevorsteher,StellenbesitzerSchlakzuLampers-

dorf für Gemeinde und Gut Lampersdorf;
4. Gemeindevorsteher, Müllermeister Labitzke zu Neu--

b.

 

dorf b. J. für Gemeinde und Gut Neudorf b. J.;
Gutsvorsteher, Gutspächter Horzetzky zu Nieder-
Schönau für Gemeinde Schönau und Gut Nieder-
und Ober-Schönau.

Nr. 391. Oels, den 18. November 1890.

Bekanntmachung.
‚ Den Gemeinden und Gutsbezirken Gimmel (Guthawe),
Görnsdorf, Pontwitz, Ober-Alt-Ellguth und der Breslau-
Warschauer Eisenbahn-Verwaltung wird hierdurch bekannt
gemacht, daß am

Dienstag, den 2. Dezember er»
Vormittags 81/4 Uhr

Termin zur Setzung und Anerkennung der Grenzsteine
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an der Kreischaussee Bahnhof Gimmel—Alt-Ellguth an-
berauint ist, wozu die Adjacenten mit dem Bemerken vor-
zuladen sind, daß von denjenigen, welche im Termin nicht
erscheinen bezw. nicht durch einen, mit schriftlichem Ausweis
versehenen Bevollmächtigten vertreten sind, angenommen
werden wird, sie seien mit den festgesetzten Grenzen ein-
verstanden und daß spätere Einfprüche hiergegen nicht
berücksichtigt werden können.

Der Termin beginnt am Bahnhose Gimmel.

Namens des Kreis-Ausschusses
Der Vorsitzende.
von Kardorff.
 

Nr 392. Oels, den 27. November 1890.

Nachweisung der Jagdschein-Empfänger
vom 13. November bis 27. November 1890.
Kahatowsky, Banquier, Oels.
Knittel, Gustav, Mühlenbesitzer, Domatschine.
Assmann Joseph, Bauergutsbesitzerssohn, Klein-Peterwitz.
Sr. Köngl. Hoheit, Prinz Georg, Herzog zu Sachsen.
Sr. Königl. Hoheit, Prinz FriedrichAugust,Herzog zuSachsen.
Königl. Flügeladjutant, Oberstlieutenant Graf Vitzthum

von Eckstädt.
Adjutant Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Georg, Herzog

zu Sachsen, Rittrneister Freiherr von Müller.
Adjutant Sr. Königl. Hoheit des Prinzen Friedrich
August, Herzog zu Sachsen, Major Freiherr von Wagner.
Oberstallmeister Generalmajor von Ehrenstein.
Oberhofmeister von Watsdors, z. Z. in Sibyllenort.
Muschner, Wirthschaftsinspettor, Korschlitz
Schmidt, Wirthschaftsinspektor, NiedersWabnitz
Horzetzly, Rittergutspächter, Nieder-Schoenau.
Rodestock, Wirthschaftsinspektor, Pangau.
Riesschel, Förster und Gutsvorsteher, Bogschütz
Liib ert Wilhelm, Rittergutsbesitzer, GimmeL
Herrmänn Theobald, Revierförstey Gimmel.
Matzke Gottliely Hausbesitzer, Groß-Graben
Matzle Reinhold, Mühlenbesitzer, Groß-Graben.
Siegling, Gutsbesitzer, Schwierse städt.
Jl,big, Gasthausbesitzer, Oels.
Staebler Louis, Wirthschaftsinspektor, Nieder-Schoenau.
Clewe Urban, Landwitth, Loischwitz.
Sroke, Freigärtner und Schöffe, Baruthe.
Wudtke, Oberjäger im 2. Schles. Jäg.-Bat.Nr. 6., Oels.
Kaps Heinrich, Landwirth-, KleinsZöllnig
Blech, Kronprinzlicher Förster,. Patschkey.
Hanke Ernst, Wirthfchafts-Llssistent, Vielguth.
Rönckendorff, Amtsrath und Rittmeister a. D., Süßwinkel.
Rönckendorff, Lieutenant und Adjutant im 2. Schles—.

Jäg:-Bat. Nr. 6., Oels.
Schulz- Wildwärter, SüßwinleL
Kli’nner,.August, Maurermeister, Bernstadt.
Arndt Erwin, Maurermeister, Oels.
Arndjziyönigb Amtsrat , Vielguth.
Don s s- Et, Premienieute ant im 2. Schlei. Zeig-Var Nr. 6.

Nr. 393. Oels, den 25. November 1890.

Betrtfft die Gewerbeiteuer-Beranlagung
pro 1891/92.

Die Magisträte zu Hundsfeld «und Juliusburg,
sowie die Guts- und Gemeindevorsteher des Kreises
veranlasse ich hierdurch, mit den Vorarbeiten zur Ge-
werbesteuer-Veranlagung pro 1891/92 baIbigft vorzugehen

 

  

und die Gewerbesteuerrollen in einfacher Ausfertigungbe-
stimmt bis zum 31. Dezember cr. an mich einzureichen,
oder bis zu diesem Tage Negativ-Anzeigen, in welchen
ausdrücklich zu bescheinigen ist, daß steuerpflichtige Gewerbe-
treibende am Orte nicht vorhanden sind, zu erstatten.

Die Gewerbetreibenden sind in der Reihenfolge der
Klassen AII., BI., BlI.‚ C, H unb K, und zwar in jeder
Klasse alphabetisch geordnet, einzutragen.

Die Ausfiillung der Colonne ,,Umfang des Gewerbe-
betr«iebes« ist Bedingung zur Beuttheilung des zum An-
satz zu dringenden Steuerbetrages, weshalb ich in dieser
Hinsicht die genauesten Angaben erwarte.

Bei den Kaufleuten, Händlern, Bäckern und
Fleischern ist die Anzahl der Verkaufsläden und der
darin beschäftigten Commis, Lehrlinge, Schleußeiinnem
bei Ziegeleibesitzern die Anzahl der Brennöfen und der
jährlich gefertigten Ziegeln und zwar letztere getrennt
noch den einzelnen Arten, sowie die Zahl der beschäftigten
Personen, bei Müllern die Anzahl der Gänge, ferner die
Zahl der Gesellen, Lehrlinge, Arbeiter, sowie der
jährliche Umsatz an Mahlgut nach Kilogramm, bei den
Gast- und Schankwirthen die Zahl der Gast- und
Fremdenzimmer, bei Brauern die Höhe der im letzten
Jahre entrichteten Brausteuer und des Quantums des
verbrauchten Malzes, bei Handwerlern die Zahl der Ge-
sellen und Lehrlinge und der Umfang des event. vor-
handenen offenen Waarenlagers, bei Fuhrleuten die Zahl
der Pferde anzugeben und bei allen Gewerbetreibenden
noch die dem Umfange des resp. Gewerbes entsprechende
Bezeichnung „gering“, „mittelmäßig“ oder »gut« hinzu-
zufügen.

Die zur Steuerbefreiung in Vorschlag gebrachten
Gewerbetreibenden sind ebenfalls in die Rolle aufzu-
nehmen.

Bei den Handeltreibenden ist vor Anfertigung der
Rolle anzufragen, mit welchen Gegenständen sie im
neuen Steuerjahre handeln wollen.

Diese Gegenstände sind dann genau anzugeben,
damit spätere Anträge auf Gewerbeerweiterungen ver-
mieden werden.

Personen, welche das Gewerbe bis ult. Dezember cr.
niederlegen, bezw. abmelden, sind in die neue Rolle nicht
mehr aufzunehmen, überhaupt sind in dieselbe keine Ge-
werbetreibende einzutragen, die nicht vorher in der ge-
wöhnlichen Weise per Formular bei mir zur Gewerbe-
steuer angemeldet worden sind.

Bei Gewerbetreibenden, welche in verschiedenen Klassen
veranlagt sind, ist stets anzugeben, in welcher Klasse und
unter welcher Nummer der Betreffende außerdem noch
aufgeführt ist. Etwa erforderlich erscheinende Vorschläge
wegen Erhöhung oder Ermäßigung einzelner Gewerbe-
treibender oder wegen Uebertragung derselben in eine
andere Klasse sind in der letzten Rubrik der Rolle anzu-
geben.

Nr. 394.

 

Breslau, den 17. November 1890.

Bekanntmachung.
· Das Kaiserlich Russische Finanz-Ministerium hat nach

einer uns zugegangenen Mittheilung eine Verordnung
nachstehenden Inhalts erlassen: .
ex-« In Folge des in letzterer Zeit beobachteten Anwachsens
der Zahl der durchlochten Silberschetdemunzen und der
Art dieser Beschädigung sei die Ueberzeugung gewonnen
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kdaß solche Durchlochungen nicht nur zu dem Zwecke, die
Münze als Schmuck zu benutzen,sondern auch in betrügerischer
Absicht behufs Metall-Entnahme stattfinden.

Deshalb sind für die Zukunft folgende Maßregeln
nöthig geworden:

1. Bis zum 1. Januar 1891 werden die Russischen
Staatskassen alle durchlochten Münzen, wie bisher
annehmen, ohne den Unterschied des Gewichtes zahlen
zu lassen.

2. Vom 1. Januar 1891 bis 1. Januar 1893 werden
die Kassen die durchlochten Münzen nur gegen Abzug
eines Viertel-Kopeken par dolia. des fehlenden Silbers
in Zahlung annehmen.

3. Vom 1. Januar 1893 ab werden die Kassen durch-
lochte Münzen überhaupt nicht mehr annehmen.

Vorstehendes wird hiermit zur Beachtung ver-
öffentlicht.

 

Königliche Regierung.
v o u J u n ck e r.

 

Oels, den 21. November 1890.

Personal-Chronik.
Vereidigt: a. ber Bauergutsbesitzer Karl Wandel aus

Stampen als Gemeinde-Vorsteher für die
Gemeinde Stampenz

b. der Bauergutsbesitzer Berthold Scholz
aus Sacrau als Gemeinde-Vorsteher für
die Gemeinde Sacrau.

Der Königliche Landrath.
von Kardorff.

Nr. 395.

  

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.
Groß-Ellguth, den 21. November 1890.

Bekanntmachung.
Jn der Kuhheerde des Dominium Schwierse ist am

21. November 1890 die Maul- und Klauenseuche aus-
gebrochen. Die Stallsperre ist angeordnet.

Der Amtsvorfteher.
J. V.: Oskar Arndt.

Oels, den 22. November 1890.

Steckbrtefs-Erledigung.
Der hinter dem Arbeiter Rudolf Wolsf aus

Ostrowine, Kreis Oels, am 4. März 1890 diesseits
erlassene Steckbrief ist erledigt.

Der Erste Staatsanwalt

Oels, den 24. November 1890.

S t e cf b r I e f.
Der unten beschriebene Arbeiter Josef Krautwurst

aus Leobschütz, geboren daselbst am 16. Juni 1865, welcher
eine längere .Freiheitsstrafe zu verbüßen hat, ist heute
morgen aus dem hiesigen städtischen Krankenhause, wo er
zur Heilung vorübergehend untergebracht war, entsprungen.
Es wird ersucht, denselben zu verhaften und in das hiesige
Gerichts-Gefängniß abzuliefern.

Beschreibung. Größe: 1,73 m. Statur: schlank.
Haare: blond. Bart: bartlos. Augenbrauen: hellblond.
Augen: grau. Besondere Kennzeichen: Narben aus der
linken Backe, ein Leberfleck am rechten Oberarm, zwei
kleine Blatternarben auf der Nase, Krampfadern aus dem
linken Bein. Krautwurst ist siphilitisch krank.

Der Erste Staatsanwalt
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Kirchliche Nachrichten.
Am Adventsfest »

predigen in der Schloßkirche:
Amlspredigt 9 Uhr: Herr Diakonus Biebler.
Nachmittagspredigt 172 Uhr: Herr Superintendent

Ueberschär.
Abendgottesdienst 5 Uhr: Herr Propst Thielmann.
Beichte früh 1/‚f9 Uhr: Herr Diakonus Biehler.

In der St. Salvator-Kirche.
Mittags 12 Uhr: Herr Vicar Schmidt.
Montag, den 1.-Dezember, Abends 7 Uhr, Missions-

stunde: Herr Superintendent Ueberschär.
Wochenpredigt :

Donnerstag, den 4. Dezember, früh 81/2 Uhr: Herr
Bicar Schmidt.

Amtswoche: Herr Diakonus Biehler.

Worierejlunggilnslall
für die

Wohgeljulsewslirusung
Kiel, Ringstrafze 55.

Junge Leute werden für obige Prüfung
sicher vorbereitet. Falls das Ziel nicht
erreicht wird, zahle ich den vollen Pen-
sions- u. Unterrichtspreis zurück. Bisher
bestanden 703 meiner Schüler die Prüf.
Es ist die älteste, billigfte und grösste
Anstalt in Deutschland. Katholisch. Unterr.
wird v. d. Herrn Ortsgeistlichen ertheilt.
Beginn d. neuen Cursus am 6.Jan.1891.

Zur weiteren Auskunft ist gerne bereit
J. H. F. ’l‘iedemann, Direktor.

Christbaum-
Gonfect!

(delicat im Geschmack und reizende
Neuheiten für den Weihnachtsbaum.)

I Kiste enthält ca. 440 Stück, versende
gegen N“ 3 Mark ‘m Nachnahme.
Kiste und Verpackung berechne nicht.

Wiederverkäufern sehr empfohlen.
Hugo Wiese, Dresden, Grunaer Str. 26.

Lehr-Verträge
A. Ludwig’s Buchdruckerei

 

empfiehlt

Ziegekbrenwcgefen
für Groß- und Kleinbetrieb,

Ring-Oeer, Kammer-
Oefen, Jmmer-Brenner
für Dach- und Mauerziegeln, Röhren u. s. w
baue ich. -—- Größte Brennmaterialien-
ersparniß, vorzüglicher Brand ohne Bruch
und Risse.
Trachenberg B. Preuss,

Maurer- und Zimmermeister.

Der heutigen Nummer unserer Zeitung
liegteineBeilage der Optischen Jndustr ie-
Anstalt von Richard Fiedler, Breslau,
bei, worauf wir die geehrten Leser besonders
aufmerksam machen.

 

 

 

Die Chauffee bunt—Eile nach Leuchten ist fertig-
geftellt, so dafz Baumaterialien nunmehr bequem
angefahren werden türmen.

Vereins--
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Z von

F RingM B d0 Kürschner-in I WZ 38, o 0 II, meister, PCS im, 38,

g; grüne Röhrseite, paterre, I. u. II. Etage.
empfiehlt:

erremNerzpel e . . von 40 Thlr. an Damen-Adel Nacken . von 6 Thlr. an
« Zerren-Geh-u. eise- HFußfäcke .z.J. . . . » 12 ,- »

pelze .""""" n 25 ·- n Große Auswahl VVU Da-

(Sommern, Haus- u. men - Pelz - Cami-
ä: Iagd-Pelzrocke . . » 10 „ „ tMureäx i;1se ZaheSlt uknd

. „r - I I . » 12 » » ar er, erz-, un s-
ä HP “f Sch “f?“ ze _ und this-Massen . . „ 5 „ „Ltvrcse-Pelze sur Kut- (E'ß 1— L s, D s,

scher und Diener . . ,, 15 , iboge—‚ ucb ” ad) «
« ' " und Bären-Muser . . 5 „ „

Eleaavte Dame-wetz- 2 Waschvak - und Scheitel-
mantel ...... „ 16 /a „ „ kiffen-Muser ..... 21/, „ „

H Theater-, Ball- »und Feh-, Bisam-, im. Staats-
ConceruNadmantel und Genotten-Muffen . 2 „ „
sur Damen in ver- Basis-Muser . . . . /2 » »
schiedenen Farben und ·nder-Garnituren . ,, 1 „ „
Mustern ...... „ 10 „ „ Pelz-Teppiche . . . . ,, 212 ,, ,,

Schlittendecken und verschiedene Pel mützem Gleichzeitig empfehle mein reich-
haluges Lager ·moderner Herren- und . amenpel bezugftoffe. Umarbeitungen
und Modermfirungen aller Pelz-Gegenstän e, wenn dieselben auch nicht von
mir gekauft sind, werden in meiner eigenen Werkstatt am billigsten und reellften
ausgefuth Auswahl-Sendungenbereitwilling Bei Bestellungen von Herren-
Pelzen bitte" als Maaß die Rückenvreite und Aermellänge, bei Damenpelzen eine Kleider-
ta»ille beizufügen, wo ich alsdann die Garantie für ut passend übernehme. Aus-
fuhrlichem illustrirten Catalog,d gute Sto proben versende ich gratis

un anco.
Extra-Beftellungen werden innerhalb l2 Stunden prompt ausgeführt.

WWWWWWWWWWWWWWWWW

Gasdichte, gefüllte Jagdpatronem
Adler-Muske,

vorzüglicher Qualität, in sämmtlichen Schrotnummern, beliebig sortirt, hält vorräthig

J. S. Gohnstaiedt.
Jm Verlage von A. Ludwig in Oels erschien in neuer Auflage zum Preise

von 75 Pf. und ist auch zu haben bei Heinrich Tilgner in Bernstadt und Julius selig
in Festenberg:

Neuestes schlefifches Kochbuch,
gründliche Anleitung, alle Speisen und Backwerke auf eine feine und schmackhafte
sowie auch wohlfeile Weise zu bereiten. Ein unterweisendes und unentbehrliches
Handbuch für Schlesiens Töchter und angehende Hausfrauen, auch ohne alle Bor-
kenntnisse sich über die Bedürfnisse luxuriös befetzter Tafeln, sowie über den einfachen
Tisch bürgerlicher Haushaltungen zu belehren. Herausgegeben von einer erfahrenen
schlesischen Hausfrau. Siebente vermehrte und verbesserte Auflage.
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cBilanz
der Molkerei Stradam, Eingetrageue Genossenschaft
mit unbeschränktcr Haftpflicht, am 1. Juli 1890.
 
 

 

 

  

./// .9}! »t- 5/?
Activa. Passiva.

„.1: Baarbestand ........... 6423 90 1. Geschäfts-Guthaben der Genossen . . . 720 —-

2i Sparkassenbücher ........ 2000 —- 2. Reserve-Fonds .......... 4200 —
_3- Rohprodukte und Fabrikat ..... 1364 45 3. ProviuziakHilfskasse ....... 60000 —-
»4. Materialienbestand ........ 273 01 4. Zinsen von Anleihen ....... 750 —
» 5. Außenstehende Forderungen ..... 224 57 5. Cautionen ........... 2000 —
‘6. Grund und Boden ........ 872 25 6. Reingewinn ........... 910 67
7. Gebäude ." ........... 43524 . 50
8. Maschinen ........... 11081 26 X
9. Molkereigeräthe ......... 2309 20

10. Geschäftsinventar ......... 507 53

Summa . . . 68580 67 Summa . . . 68580 67—       
Zahl der Genossen bei Begründung der Molkerei 11, zugetreten sind 2, ausgeschieden feine. Hiernach am 1. Juli 1890 13 Genossen.
Ob er- Stradam, den 4. November 1890.

Der Vorstand der Molkerei Stradam,
Eingetragene Genossenschaft mit unbeschränkter Haftpflicht

Gez. Ferdinand von Korn. Orts-l von Gräflendorfl. Gustav Menzel.

Geprüft und mit den Büchern übereinstimmend befunden.
Ober-Stradam, den 4. November 1890.

Der Aufsichtsreith.
Gez. Dr. Hans von Korn. Georg von Beinersdorfl. Gurt Neumann.

Vorstehende Bilanz und die Zahl der Genossen am 1. Juli 1890 wird gemäß § 31 des Genossenschaftsgcsetzes vom 1. Mai 1889
hiermit veröffentlicht

. Ober-Stradam, den 4. November 1890.

Der Vorstand.
Gez. Ferdinand von Korn. Gar! von Gräflendorfl. Gustav Menzel.

Stradam, den 6. November 1890.
Der unterzeichnete Vorstand der Molkerei Strudam »

E. G. m. u. H. zu Stradam
ladetjhiermit zur

General-Versammlung
für Sonntag, den 30. November-Nachmittags 3 Uhr,

Im Male des Dittishausen zu Groß-Wartenverg,
mit Bezug auf § 26 des Statuts vom 28. April 1890 die Genossenschaftsmitglieder ergebenst ein.

Tagesordnung.
1. Mittheilung der Rechnung und Bilanz über die Begründung der Molkerei und über den Betrieb seit Eröffnung derselben vom

27. Januar bis 1. Juli 1890, sowie Bericht des Aufsichtsraths über die Prüfung dieser Rechnung und Bilanz. .
Beschlußfassung über die Genehmigung der Bilanz zu 1 und über die Gewinnvertheilnng für die Zeit vom 27. Januar
bis 1. Juli 1890.
Beschlußfassung über die dem Vorstande zu ertheilende Decharge. « «
Mittheilungen des Vorstandes über die Fabrikation und Verwerthung der Molkerei-Erzeugnisse, sowie über das eingelieserte
Roh roduk.

P Her Vorstand der Molkerei Stradam, E. G. m. u. H.
Gez. Ferdinand von Korn. Gaul von Gräfl’endorfl’. Guster Menzel.

D
I
E
S
E
S
-
N



Anweisung
betreffend

das Verfahren bei der Ausstellung und dem Umtausch, sowie
bei der Erneuerung (Ersetzung) von Quittungskarten (§§ 101 ff.
des Gesetzes, betr. die Invaliditäts- und Altersversicherung

vom 22. Juni 1889, Reichs-Gesetzbl. S. 97). «
Vom 17. Oktober 1890. .

(G

1. Nach § 101 des Gesetzes, betreffend die Invaliditäts- und Altersversicherung, vom 22. Juni 1889
(Reichs-Gesetzbl. S. 97) erfolgt für die beiden Versicherungsanstalten (§§ 41 ff. a. a.O.) versicherten
Personen die Entrichtung der Beiträge der Arbeitgeber und der Versicherten durch Einkleben eines
entsprechenden Betrages von Marken in eine Quittungskarte des Versicherten. Das Formular
dieser Quittungskarten ist durch Beschluß des Bundesraths vom 14. Juni 1890 (Reichsanzeiger
Nr. 147) festgesetzt worden.

Die Ausstellung der Quittungskarten erfolgt durch die auf Grund des Gesetzes bezeichneten
amtlichen Stellen (§§103, 105, 108 Absatz 1, 113 Nr. 1, 125 Absatz 3 a. a. O.).««) Zuständig
ist diejenige Stelle, in deren Bezirk sich die Arbeitsstätte des Versicherten befindet, oder sofern
der Versicherte eine dauernde Arbeitsstätte nicht hat, die"enige Stelle, in deren Bezirk er sich
aufhält. Diese Stellen sind zur Ausstellung verpflichtet. erechtigt zur Ausstellung ist aber auch
die für den Betriebssitz oder den Wohnort des Versicherten zuständige Stelle. Die Ausstellung
erfolgt, soweit es sich um die Vorbereitung der Jnkraftsetzung des Gesetzes handelt, von Amtswegen,
im Uebrigen in der Regel auf Antrag. Neben dem Versicherten, seinem gesetzlichen Vertreter
oder Bevollmächtigten ist auch der Arbeitgeber auf Ausstellung einer Quittungskarte für denselben
anzutragen berechtigt (vergl. Ziffer 38b), sofern der Versicherte selbst es bisher unterlassen hat, sich
eine solche anzuschaffen (ä 101 Absatz 1 des Gesetzes). Die Zuverlässigkeit des Antragstellers, ins-
besondere des beantragenden Arbeitgebers, wird häufig ausreichende Gewähr für die Richtigkeit
derjenigen Angaben bieten, die für die Ausstellung der Karte von Bedeutung sind.

Bei dem Verfahren find folgende Verrichtungen zu unterscheiden:
A. die Ausstellung der ersten Quittungskarte,
B. der Umtausch -von Quittnngskarten,
C. die Erneuerung (Ersetzung) von Quittungskarten.

A. Die Kugstellung der ersten Quittungskarte
2. Bei Ausstellung der ersten Quittungskarte handelt es sich um den Eintritt des Inhabers der letzteren

in die Invaliditäts- und Altersversicherung nach Maßgabe des Gesetzes vom 22. Juni 1889, soweit
diese Versicherung bei einer Versicherungsanstalt (§ 41 a. a. O.) stattfindet. Denjenigen Personen,
welche diesen Versicherungsanstalten nicht angehören, sondern ihrer Versicherungspflicht durch Zu-
gehörigkeit zu einer vom Bundesrath zur selbständigen Durchführung der Invaliditäts- und Alters-
versicherung zugelassenen besonderen Kasseneinrichtung genügen (§§ ö unb 7 a. a. O.), sowie
denjenigen Personen, welche auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit worden sind
(g 4 Absatz 3 a. a. O.), wird daher eine Quittungskarte nicht ausgestellt

Bei anderen Personen muß der Ausstellung der Karte eine Prüfung der Legitimation
des Empfängers vorangehen. Die Prüfung hat sich zunächst auf die Jdentität der Person, d. h.
darauf zu erstrecken, ob die Person, ‚auf deren Namen die Karte lauten soll, auch wirklich diejeni e
ist, für welche sie ausgegeben wird. Für diese Prüfung genügen die üblichen Legitimationsnachweise
Sodann ist zu prüfen, ob diese Person fähig ist, nach Maßgabe des Gesetzes vom 22. Juni 1889
in die Versicherung einzutreten. Jn dieser Beziehung kommt Folgendes in Betracht

 

*) Nach der Bekanntmachung vom 26. Juni 1890 in der Regel die Or spolizeibehörd en (Vorstände besonderer
örtlicher Polizeireviere u. s. w.). Mit Genehmigung des Regierungspräfidenten dürfen die Ortspolizeibehörden solcher Orts-
pdlizeibezirke, welche mehrere Gemeinden oder selbständige Gutsbezirke umfassen, die Ausstellung der Quittungskarten für
einzelne Gemeinden (Gutsbezirke) den Vorständen der letzteren übertragen. Die Gemeinden (Gutsbezirke) sowie die Kreis-
verbände(Oberamtsbezirke) sind befugt, für ihre Bezirke auf ihre Kosten an Stelle der oben bezeichneten Behörden oder neben
denselben, für die Wahrnehmung dieser Geschäfte besondere Beamte zu bestellen. Ein solcher Beschluß bedarf der
Gdnehmigun der höheren Verwaltungsbehörde (Regierungspräsident, für Berlin der Oberpräsident); die Bestellung bedarf der
Bestätigung urch diejenige Behörde, welche zur Bestätigung anderer Beamten des betreffenden Communalverbandes zuständig ist.

« Jn jeder Gemeinde ist durch dauernden Aushang im Gemeindehause und aus andere ortsüblicheWeise zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen, welche Stelle für die betreffende Gemeinde zur Ausstellung der Quittungskarten zuständig ist,

Beilage zu Nr. 50 des Oelser Kreisblattes.
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3. Eine Quittungskarte darf erstmalig nur für solche Personen ausgestellt werden, welche
1. das 16. Lebensjahr vollendet haben und
2. nicht bereits als dauernd erwerbsunfähig anzusehen sind.
Wer in diesem Sinne als dauernd erwerbsunfähig anzusehen ist, ergiebt sich aus § 4

Absatz 2 des Gesetzes.
Aber auch denjenigen Personen, welche den vorstehenden allgemeinen Bedingungen ge-

nügen, darf erstmalig eine Qutttungskarte nur unter der weiteren Voraussetzung ausgestellt
werden, daß sie entweder:

a. gustdönjenågen Kategorien von Personen gehören, für welche die Versicherungspslicht
e e t, o er

b. zu denjenigen Personen, welchen das Gesetz das Recht zur Selbstversicherung ein-
geräumt hat.

 

. Zu a. Der Versicherungspflicht unterliegen, solange der Bundesrath diesen Zwang nicht auf
die im § 2 des Gesetzes bezeichneten Personen ausgedehnt hat, lediglich die im § 1 des Gesetzes
angeführten Personen (Arbeiter, Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge, Dienstboten, Betriebsbeamte,Handlungs-
gehülfen undHandlungslehrlinge, Personen derSchiffsbefatzung von Seeschiffen und Binnenfahrzeugen),
sofern sie gegen Lohn oder Gehalt beschäftigt sind. Als Lohn oder Gehalt gelten auch Tantiemen
und Naturalbezüge, nicht aber die ausschließliche Gewährung freien Unterhalts (§ 3 a. a. O.). Betriebs-
beamten sowie Handlungsgehülfen und Handlungslehrlingen ist eine Quittungskarte nur dann aus-
zustellen, wenn ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienst an Lohn oder Gehalt 2000 M. nicht über-
steigt (§ 1 Ziffer 2 a. a. O.). Den in Apotheken beschäftigten Gehülfen und Lehrlingen, den Be-
amten des Reichs und der Bundesftaaten, den mit Pensionsberechtigung angestellten Beamten von
Communalverbänden sowie den Personen des Soldatenstandes, welche dienstlich als Arbeiter be-
schäftigt werden, darf eine Quittungskarte nicht ausgestellt werden (§ 1 Ziffer 2 beziehungsweise
§ 4 Absatz 1 a. a. O.).

 

. Zu b. Soweit der Bundesrath die Versicherungspflicht gemäß §2 des Gesetzes nicht auf die daselbst
bezeichneten Personen ausgedehnt hat, sind diese Personen unter der Voraussetzung zur Selbst-
vers icherung berechtigt, daß sie zur Zeit der Ausstellung der Karte das 40. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Dagegen sind alle übrigen der Versicherungspflicht nicht unterliegenden Personen
von dem Rechte der Selbstversicherung ausgeschlossen (§ 8 des Gesetzes).

Hiernach darf Personen, welche nicht versicherungspflichtig find, eine erste Quittungskarte
nur dann ausgestellt werden, wenn dieselben:

1. das 40. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
2. nicht dauernd erwerbsunfähig im Sinne des § 4 Absatz 2 a. a. O. find,

und wenn« sie außerdem entweder
3. Betriebsunternehmer find, welche nicht regelmäßig wenigstens einen Lohnarbeiter be-

schäftigen, d. h. gewöhnlich allein, ohne bezahlte Gehülfen arbeiten,
oder wenn sie

4. Hausgewerbtreibende sind. Hausgewerbtreibende sind solche selbständige Gewerbtreibende-
welche in eigenen Betriebsstätten im Austrage und für Rechnung anderer Gewerbtreibenden
mit der Herstellung oder Bearbeitung gewerblicher Erzeugnisse beschäftigt werden. Dabei
macht es keinen Unterschied, ob diese Personen sich die Roh- oder Hülfsstoffe selbst be-
schaffen oder ob sie dieselben geliefert erhalten, ob sie vorübergehend für eigene Rechnung
arbeiten, oder nicht. Ebensowenig wird die Berechtigung Hausgewerbtreibender zur
Selbstversicherung dadurch ausgeschlossen, daß sie einen oder eine größere Zahl von
Lohnarbeitern beschäftigen.

. Thatsachen, welche sich hiernach auf das Recht zum Eintritt in die Versicherung und demgemäß zum
Empfange einer ersten Quittungskarte beziehen, hat die um Ausstellung der Karte ersuchte Stelle
zu berücksichtigen, soweit sie ihr amtlich bekannt sind. Jm Uebrigen ist die Stelle zwar berechtigt,
aber nicht verpflichtet, von Amtswegen weitere, das Vorhandensein solcher Thatfachen betreffende Er-
mittelungen anzustellen. Soweit derartige Ermittelungen vorgenommen werden, sind sie aus dem
kürzesten Wege unter thunlichster Vermeidung von Weiterungen und Kosten zu veranlassen.

Nach Maßgabe ihrer amtlichen Kenntniß oder nach dem Ergebniß ihrer Ermittelun en
hat sich die Ausgabeftelle darüber schlüssig zu machen, ob sie die Quittun skarte ausstellen o er—
die Ausstellung ablehnen will. Dabei ist grundsätzlich thunlichstes Entgegen ommen zu bethätigen.
Bleibt demgemäß die Zulässigkeit der Ausstellung zweifelhaft. und lasssen sich die Zweifel nicht alsbald
beseitigen, so ist die Ausstellung der Karte nicht zu versagen ; dabei it jedoch der für den Bezirk der-
ausstellenden Stelle zuständigen Versicherungsanstalt oder dem nächsten Vertrauensmanne oder
Beamten derselben von den Umständen, welche den Zweifel begründen, Mittheilung zu machen.

Wird die Ausstellung der Karte abgelehnt, so ist dies dem Antragsteller mit der Eroffnung
mitzutheilen, daß ihm binnen zwei Wochen nach Empfang der Mittheilung die Beschwerde an die
derablehnenden Stelle unmittelbar vorgesetzte Dienstbehörde zusteht (§ 106 a. a. O.). .

Soll die Karte ausgestellt werden, so ist ein Formular der Quittungskarte,» wie dasselbe
vom Bundesrath festgestellt worden ist, aus der Außenseite in der aus dem beigefugten Muster
ersichtlichen Weise auszufüllen. Hierbei ist nach Maßgabe der nachstehenden Vorschriften zu verfahren.
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7; Neben dem am Kopf der Karte befindlichen Vermerk ,,Versi erungsanstalt« ist der Name derjenigen Ausfüllungdss

10.

« 11.

d§ 104 des Gesetzes verliert die Karte ihre Gültigkeit, wenn sie nicht bis zum Sch

Versicherungsanstalt einzutragen, in deren Bezirk der Sitz es Betriebes, in welchem der Jn-
haber der Quittungskarte beschäftigt wird, belegen ist. Sofern jedoch dieser Betriebssttz nicht nn Jn-
lande liegt, oder sofern die Beschäftigung überhaupt nicht in einem ,,Betriebe« stattfindet (d1es ist
z. B. der Fall bei Dienstboten zur persönlichen Dienstleistung), entscheidet der im Inland belegene
Beschäftigungsort (die Betriebsstätte, der Arbeitsort (§ 41 Absatz 3 a. a. O.). Bei den Personen
der Schiffsbesatzung deutscher Seefahrzeuge bestimmt sich die zuständigzez Versicherungsanstalt nach
dem Heimathhafen des Schiffs (§ 136 Absatz 1 a. a. O.). Der s ohnort des Versichertemst
nicht entscheidend , «

Sodann ist die Bezeichnung der die Quittungskarte ausstellenden Stelle (z. B. »die Aus-
gabestelle in Burghausen«, »der Amtsvorsteher in Schöneberg«) und das Datum der Ausgabe
(Ausstellung) einzutragen. Der Unterschrift des ausstellenden Beamten bedarf es nicht. Neben
diese Eintragungen ist rechts oben an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle der Stempel
der ausstellenden Stelle abzudrucken.

Unter das Datum ist ein Vermerk über die Gültigkeitsdauer der Karte u setzen. Nach
Passe des dritten

Jahres, welches dem am Kopfe der Karte verzeichneten Jahre folgt, zum Umtausche eingereicht
worden ist. Eine im Jahre 1891 ausgestellte Karte verliert demgemäß ihre Gültigkeit mit dem
Ablaufe des Jahres 1894. Man findet also dasjenige Jahr, welches an der in Rede stehenden
Stelle einzutragen ist, dadurch, daß man dem Jahre, m welchem die Ausstellung erfolgt, die ZahlB
in u ä lt. .

h z z hDie Quittungskarte erhält darauf eine Nummer. Diese Nummer richtet sich nicht etwa
nach der Zahl und Reihenfolge sämmtlicher von der betreffenden Stelle ausgestellter Quittungs-
karten verschiedener Jnhaber, sondern ausschließlich nach der Zahl und der Reihenfolge der Quittungs-
karten desjenigen Versicherten, für welchen die betreffende Quittungskarte ausgestellt
wird. Die erste Quittungskarte eines jeden Jnhabers erhält also die Nr. 1, während demnächst
die zehnte Karte desselben Inhabers die Nr. 10 erhalten wird u. s. w.

Sodann sind Vor- und Zuname, Berufsstellung, Geburtsort und Geburtszeit des Jnhabers
einzutragen. Bei Feststellung derselben ist zur Unterscheidung des Versicherten von anderen Personen
besondere Sorgfalt geboten. Bei Angabeder »Berufsstellung« ist neben der allgemeinen Bezeichnung
,,Arbeiter«, ,,Gehülfe«, »Geselle« u. s. w. thunlichst auch der besondere Berufszweig, in welchem
der Versicherte beiAusstellung der Karte beschäftigt ist, einzutragen, z. B. ,,landwirthschaftlicher Arbeiter«,
,,Schlossergeselle« u s. w.; bei denjenigen Personen, welcheHausgewerbtreibende oder Betriebsunternehmer
sind und von dem Recht der Selbstversicherung Gebrauch machen (vergl. Ziffer 5), ist dies Verhältniß
etwa in folgender Weise: »Schlosser(Betriebsunternehmer)«, ,,Weber( ausgewerbtreibender)« ersichtlich
zu machen. Jm Uebrigen ist zu beachten, daß Eintragungen und ermerke, welche durchdas Gesetz
nicht vorgesehen sind, unzulässig und strafbar sind (§§ 108, 151 a. a. O.). Jnsbesondere darf die
Person des Arbeitgebers niemals in die Karte eingetragen werden.

Die Eintragungen sollen handschriftlich erfolgen, doch ist es zulässig, die Bezeichnung der
ausstellenden Stelle und bei der erstmaligen Ausstellung von Quittungskarten auch die Bezeichnung
der bVerskcherungsanstalt am Kopfe der Karte durch Druck oder durch Verwendung eines Stempels
zu eer en.

 

. Jn die Jnnenseite der Quittungskarte, insbesondere in den für die Aufrechnung der. Quittungskarte
bestimmten Vordruck sind Eintragungen nicht schon bei der Ausstellung dieser Karte, sondern erst dann
zu machen, wenn dieselbe zum Umtausch eingereicht ist (-vergl. unten Ziffer 15 ff.).

onnulars.

. Jnsbesondere bei der erstmaligen, die Jnkraftsetzung des Gesetzes vorbereitenden Ausstellnng von Mitwirkung
Quittungskarten kann die Mitwirkung zuverlässiger Arbeitgeber derart in Anspruch genommen WAVVOUSMJ
werden, daß denselben mit ihrer Zustimmung die Ausfüllung des Vordrucks, soweit er sich auf die
Personalien ihrer Betriebsbeamten, Arbeiter, Dienstboten u. s. w. bezieht, sowie die demnächstige
Aushändigung der Quittungskarten an die Versicherten überlassen wird. Dem pflichtmäßigen Ermessen
der ausstellenden Stelle bleibt es überlassen, zu erwägen, inwieweit derartige Eintragungen einer be-
sonderen Prüfung bedürfen. Jedenfalls aber ist die Berechtigung zum Eintritt in die Versicherung
von dem ausstellenden Beamten festzustellen; derselbe hat auch die Ausfüllung der übrigen Theile
des Vordrucks sowie die Stempelung der Karte selbst zu bewirken.
Nachdem die Karte solchergestalt ausgefüllt ist, wird sie dem Versicherten zugestellt. Sofern dies
nicht durch unmittelbare Aushändigung oder durch Vermittelung zuverlässiger Arbeitgeber geschehen
kann, ist die Zustellung durch Boten oder durch die Post oder anderweit, jedenfalls aber dergestalt
zu bewirken, daß dem Versicherten baare Auslagen daraus nicht erwachsen. Letzteres findet keine
Anwendung, wenn der Versicherte es unterlassen hat, einer Ladung zur Empfangnahme der Karte
Folge zu leisten.

B. Der {Immun der Quittungsliarte.

Bei dem Umtausch einer Quittungskarte handelt es sich um die Fortsetzung der Versicherung des
Inhabers der Karte. Der Umtausch findet der Regel nach erst dann statt, wenn die für die Ein-
Hebung von Marien bestimmten Felder der Quittungskarte gefüllt sind oder die Gültigkeit der

Zustellung.

Allgemeines.
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Quittungskarte erloschen ist (§ 104 a. a.O.). Auf seine Kosten darf jedoch der Versicherte jederzeit
Yngusstellunnginer neuen Quittungskarte gegen Rückgabe der älteren Karte beanspruchen (§ 102

atz 2 a. a. .).
Bei dem Umtausch der Quittungskarte sind folgende Geschäfte zu unterscheiden:
a. die Ausstellung der neuen Karte;
b. die Aufrechnung der alten Karte;
c. die Ausstellung der Bescheinigung über die aus der Aufrechnung sich ergebenden

Endzahlen; « - «
d. die Einsendunq der übergebenen Karte an die zuständige Versicherungsanstalt.

Zu a.

, 12. Die Ausstellung der neuen Quittungskarte erfolgt der Regel nach nur gegen Rückgabe ider
älteren Karte, und Zug um Zug mit dieser Rückgabe Im Interesse der Betheiligten, insbesondere
um zu verhüten, daß die Verwendung von Marken in Folge unzureichenden Raumes auf der alten
Karte eine unerwünschte Unterbrechung erfahre, darf jedoch Versicherten, welche in einem ständigen
Arbeits- oder Dienstverhältniß stehen, schon vor der Uebergabe der alten Karte eine neue Karte
ausgestellt werden, sofern dabei die ältere Quittungskarte vorgelegt wird und nach den Umständen
die Annahme mißbräuchlicher Verwendung der neuen Karte ausgeschlossen ist.

Damit ferner nicht die mit dem Umtausch der Quittungskarte verbundenen Geschäfte auf
einzelne Tage (Anfang, Mitte oder Ende des Monats) tin unerwünschter Weise sich zusammen-
drängen, können in solchen Bezirken, wo die örtlichen Verhältnisse dies erwünscht erscheinen lassen,
insbesondere für die in einem ständigen Arbeits-— oder Dienstverhältnisse stehenden Versicherten, zum
regelmäßigen Umtansch der Karten bestimmte Tage im Voraus festgesetzt werden. Die Reihenfolge
der Tage kann nach dem Anfangsbuchstaben des Namens des Versicherten oder nach anderen Gesichts-
punkten geregelt werden. Derartige Bestimmungen sind durch bleibenden Aushang an der Geschäfts-
stelle sowie anderweit nach Ortsgebranch zur öffentlichen Kenntniß u bringen.

13. Die Ausstellung der neuen Karte erfolgt nach den für die Ausftellung der ersten Karte oben
unter A (Ziffer 6 bis 10) erörterten Regeln, jedoch mit folgenden Maßgaben:

a. Die Ausstellung der neuen Quittungskarte darf in der Regel nicht von einer besonderen
Feststellung, ob zur Zeit eine Versicherungspflicht oder das Recht zur Selbstversicherung besteht,
abhängig gemacht werden. Vielmehr hat im Allgemeinen jeder, welchem eine Quittungskarte einmal
ausgestellt worden ist, das Recht, den Umtausch derselben zu verlangen, und nur in solchen Fällen ist
der Umtausch ausnahmsweise zu versagen, wenn die Ausgabestelle die pflichtmäßige Ueberzeugung
gåwfifnnt gaß der Inhaber zum Eintritt in die Versicherung bisher nicht berechtigt gewesen ist
( i er 3 is 5).

b. Ferner ist in die Rubrik »Versicherungsanstalt« nicht diejenige Versicherungsanstalt, in
deren Bezirk der Versicherte zur Zeit der Ausstellung der neuen Karte beschäftigt ist, sondern die-
jenige Versicherungsanstalt einzutragen, welche auf der ersten Quittungskarte des Versicherten ver-
zeichnet war. Als diese gilt diejenige Versicherungsanstalt, welche auf der der Nummer nach
nächstvorhergehenden Karte, also in der Regel auf der zum Umtausch übergebenen Karte ver- ,
zeichnet ist, sofern sich als erste Versicherungsanstalt nicht eine bestimmte andere ergiebt (g 102
a a O *

14. Die neue Quittungskarte erhält als Nummer diejenige Zahl, welche auf die"Zahl der für den Ver-
sicherten zuletzt ausgestellten Karte, soweit dieselbe zu ermitteln ist, folgt. Enthält dieselbe
beispielsweise die Zahl 3, so ist die neue Karte mit der Nummer 4 zu bezeichnen. Als ,,Berufs-
stellung« ist, wie sich aus dem Bordrucl ergiebt, diejenige Berufsstellung einzutragen, welche der
Inhaber zur Zeit der Ausstellung der neuen Quittungskarte bekleidet, auch wenn auf der früheren
Quittungskarte eine andere Berufsstellung angegeben war. Derartige Verschiedenheiten werden sich
z. B. dann ergeben, wenn aus Lehrlingen Gesellen geworden sind, ein anderes Gewerbe begonnen
worden ist u. s. w.

Zu b.
15. Die Aufrechnung der zurückgegebenen Karte soll in der Regel in unmittelbarem Anschluß an

deren Rückgabe erfolgen. Sofern dies wegen Ueberhäufung mit Ges äften oder aus anderen er-
heblichen Gründen nicht geschehen kann, ist die Aufrechnung doch späte tens innerhalb einer Woche-
nach der Rückgabe zu bewirken.

Quittungskarten, welche erst nach dem Schlusse des dritten auf das am Kopf der Karte
verzeichnete Jahr folgenden Jahres zum Umtausch eingereicht werden und dadurch ungültig geworden
gab, werden nur dann ausgerechnet, wenn der Inhaber nachweist, daß der Vorstand der für den
eschäftigungsort zuständigen Versicherungsanstalt die fortdauernde Gültigkeit der Karte anerkannt

hat (§ 104 a. a. O.).

 

*) Anmerkung. Dies ist um deswillen geboten, weil alle Quittungskarten desselben Inhabers bei einer und
dersele Versicherungsanstalt, und zwar bei derjenigen, für welche die erste Quittungskarte des Versicherten ausgestellt
worden war, gesammelt und aufbewahrt werden sollen (§ 107 Absatz 1 in Verbindung mit § 102 Absatz 1 a. a: O.),·damit
bei Anträgen auf Bewilligung von Renten jederzeit sämmtliche Quittungskarten desselben Inhabers ohne Schwierigkeit em-
gesehen werden können.
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Die Aufrechnung erfolgt auf der Jnnenseite der zurückgegebenen Quittungskarte an
der durch den Vordruck bezeichneten Stelle; eine Uebertragung dieser Aufrechnung in die neu aus-
gestellte Quittungskarte ist unstatthaft. Dabei ist Folgendes zu beachten.

16. Die in die aufzurechnende Karte eingeklebten Marken sindohne Rücksicht daraus, ob sie auf ver- Austechmmg
schiedene Versicherungsanstalten lauten, lediglich nach Lohnklas s en zusammenzurechnen; das der ”am“
Zahlenergebniß ist für jede Lohnklasse getrennt in die für die betreffende Lohnklasse bestimmte Rubrik
der Tabelle einzutragen. Die in die Quittungskarte eingeklebten Doppelmarken (Marken der Lohn-
klasse II und Zusatzmarken des Reichs) sind hierbei nicht besonders zu berücksichtigen, sondern als
Marken der Lohnklasse II zu behandeln und mit den übrigen in die Quittungskarte eingeklebten
Marken der Lohnklasse II in einer Summe einzutragen. Krankheiten

17. Außerdem sind an der dafür angegebenen besonderen Stelle bescheinigte Krankheiten und xmd militä-
militärische Dienstleistungen, soweit sie für die Zeit zwischen dem Ausstellungstage der DIPTERA-
zurückgegebenen und dem Ausstellungstage der neu ausgestellten Quittungskarte nachgewiesen werden elf "9m
und nach den in Ziffer 19 ff. angegebenen Gesichtspunkten zu berücksichtigen sind, nach dem Datum
des Beginns und der Beendigung der einzelnen Krankheit oder militärischen Dienstleistung zu ver-
merken. Die Einrechnung dieser Zeiten in die Zahl der ordentlichen Beitragswochen, sowie die Zu-
sammenrechnung der Dauer der einzelnen Krankheitsfälle oder militärischen Dienstleistungen ist bei
Aufrechnung der Karte nicht zulässig.’««) Reicht der Vordruck für Krankheitszeiten um deswillen nicht
aus, weil mehr als fünf Krankheitsfälle einzutragen sind, so können unter entsprechender hand-
schriftlicher Aeuderung des Vordrucks auch die für militärische Dienstleistungen bestimmten Rubriken,
soweit diese für die letzteren nicht verwendet zu werden brauchen, zur Eintragung von Krankheits-
fällen benutzt werden. Dasselbe gilt für den umgekehrten Fall.

18. Zum Nachweis e einer Krankheit genügt die Bescheinigung des Vorstandes derjenigen Orts-,
Betriebs- (Fabrik-), Bau- oder Jnnungskrankenkasse, derjenigen Knappschaftskasse, eingeschriebenen
oder auf Grund landesrechtlicher Vorschriften errichteten Hülfskafse, beziehungsweise derjenigen
Gemeindekrankenversicherung oder landesrechtlichen Einrichtung ähnlicher Art, welcher der Versicherte
angehört hat (§§ 18 Absatz 1, 135 a. a. O.). Für diejenige Zeit, welche über die Dauerder von
den betreffenden Kassen zu gewährenden Krankenunterstützung hinausreicht, sowie für diejenigen
Personen, welche einer derartigen Kasse nicht angehört haben, genügt die Bescheinigung der Gmeinde-
behörde (§ 18 Absatz321 a. a.O.). Auch können für die in Reichs- und Staatsbetrieben beschäftigten
Personen die Bescheinigungen über die Krankheit durch die vorgesetzte Dienstbehörde ausgestellt
werden (ä 18 Absatz 2 a. u. O.). Die Beibringung sonstiger Nachweise (z. B. ärztlicher Atteste,
Zeugnisse von Krankenhäusern über die Krankheit u. s. w.) ist jedoch nicht ausgeschlossen. Der
Nachweis geleisteter Militärdienste erfolgt durch Vorlegung der Militärpapiere (§ 18
Absatz 3 a. a. O.).

19. Die Dauer von Krankheitsfällen und militärischen Dienstleistungen ist nun aber nicht in allen Voraus-
Fällen anzurechnen, und demgemäß bei Aufrechuung der Quittungskarte einzutragen. Die An- lFUJSEU der
rechnung hat vielmehr verschiedene Voraussetzungen (§ 17 a. a. O.). VZIZZTL

Endgültig wird darüber, ob diese Voraussetzungen vorliegen, zwarerst bei demnächstiger heiten u. s. w.
Bewilligung von Renten entschieden. Für die Aufrechnung der Quittungskarte aber hat schon
vorher die aufrechnende Stelle zu prüfen, ob Krankheiten und militärische Dienstleistungen an-
rechnungsfähig erscheinen; - je nach dem Ergebniß dieser Prüfung ist eine derartige Zeit bei der
Aufrechnung der Quittungskarten zu berücksichtigen oder deren Berücksichtigung abzulehnen.

Bei dieser Prüfung müssen diejenigen Thatsachen berücksichtigt werden, welche der auf-
rechnenden Stelle amtlich bekannt sind oder aus den vorgelegten Bescheinigungen und Urkunden sich
ergeben. Sind die Bescheinigungen von den Vorständen der vorstehend bezeichneten Krankenkassen
oder Gemeinden von staatlichen oder kommunalen Dienstbehörden oder von Militärbehörden aus-
estellt, so ist die aufrechnende Stelle zur Anstellung weiterer Ermittelungen über die in Betracht
ommenden Thatsachen zur Behebung etwaiger Zweifel zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet.
Handelt es sich dagegen um sonstige Bescheinigungen, so ist die aufrechnende Stelle verpflichtet, etwaige
Zweifel wegen der Anrechnungsfähigkeit durch amtliche Feststellung der in Betracht kommenden
Thatsachen aufzuklären.

20. Die Eintragung einer Krankheit bei der Aufrechnung der Quittungskarte ist demgemäß zu vers agen-
a. wenn keine Bescheinigungen oder sonstige nach dem Ermessen der aufrechnenden Stelle

ausreichende Nachweise beigebracht werden (Ziffer 17 Absatz 2);
b. wenn sich ergiebt, daß die Krankheit eine Erwerbsunfähigkeit überhaupt nicht oder nur

eine Erwerbsunfähigkeit von weniger als sieben aufeinanderfolgenden Tagen
verursacht hat;

 

» · » » *) Anmerkung. Bei der späteren Bemessung der Renten ist zwar die Dauer der bescheinigten Krankheiten und
militärischen Dienstleistungen als Beitragszeit in Anrechnung zu bringen, ohne daß für diese Zeit Beiträge entrichtet wären-;
die Einrechnung dieser Zeiten in die Zahl der ordentlichen Beitragswochen ist jedoch nicht Sache der ausrechnenden Stelle.
Die letztere hat vielmehr die Zahl der aus den eingeklebten Marken sich ergebenden Beitragswochen in den verschiedenen
Lohnklasse-n ausschließlich nach den wirklich beigebrachten Marken zu berechnen, die Dauer der bescheinigten Krankheiten und
der militärischen Dienstleistungen aber getrennt anzusetzen.
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c. wenn sich er iebt, daß der Erkrankte sich die Krankheit vorsätzlich oder bei Begehung
eines durch csxtrafgerichtliches Urtheil festgestellten Verbrechens, durch schuldhafte Be-
theiligung bei Schlägereien oder Raufhändeln, durch Trunkfälligkeit oder durch
geschlechtliche Ausschweifungen zugezogen hat;

d. wenn es sich umKrankheitsfälle beiSelbstversicherten oder während der freiwilligen
Fortsetzung eines Versicherungsverhältnisses handelt;

e. wenn sich ergiebt, daß der Jnhaber der Quittungskarte vor Beginn der Krankheit eine
die Versicherungspflicht begründende Beschäftigung überhaupt nicht oder
nur vorübergehend gehabt hat;

f. wenn sich ergiebt, daß der Erkrankte durch die Krankheit nicht verhindert worden
ist, seine die Versicherungspflicht begründende Beschäftigung fortzusetzen. Hierzu ge-
hört auch der Fall, daß für die Dauer der Krankheit wegen Fortsetzung des die Ver-
sichegungsspxlicht begründenden Arbeits- oder Dienstverhältnisses Beitragsmarken entrichtet
wor en in .

Ferner ist bei Krankheiten, welche ununterbrochen länger als ein Jahr gewährt
haben, die über diesen Zeitraum hinausreichende Dauer der Krankheit als Beitragszeit
nicht anzurechnen, also auch nicht einzutragen.

Die Eintragung einer militärischen Dienstleistung bei Aufrechnung einer Quittungskarte ist
zu versagen:

a. wenn zum Nachweise der Dienstleistung keine Militärpapiere vorgelegt worden sind
(Ziffer 17 Absatz 1);

b. wenn es sich um militärische Dienstleistungen handelt, die nicht zur Erfüllung der
Wehrpflicht stattgefunden haben; für die Dauer von Mobilmachungs- oder Kriegs-
zeiten kommen jedoch auch solche Militärdienfte in Anrechnung, die nicht zur Erfüllung
der Wehrpflicht, sondern freiwillig geleistet worden sind;

c. wenn es sich um militärische Dienstleistungen von Selbstversicherten oder während
der freiwilligen Fortsetzung eines Versicherungsverhältnisses handelt;

d. wenn sich ergiebt, daß der Inhaber der Quittungskarte vor Beginn der militärischen
Dienstleistung eine die Versicherungspflicht begründende Beschäftigung über-
haupt nicht oder nur vorübergehend gehabt hat.

Jn allen anderen Fällen sind die Zeiten einer Krankheit oder militärischen Dienstleistung bei der
Aufrechnung der Quittungskarte zu berücksichtigen. Dies hat auch dann zu geschehen, wenn
üchr diel Anrechnungsfähigkeit derartiger Zeiten Zweifel verbleiben, deren alsbaldige Behebung
ni t ge ingt..

Dagegen hat die aufrechnende Stelle beim Vorliegen solcher Zweifel, ebenso aber auch dann,
wenn die Anrechnung von ihr versagt worden ist, dem Versicherten einerseits, sowie andererseits
der für ihren Bezirk zuständigen Versicherungsanstalt oder dem Vertrauensmann oder einem Be-
amten der letzteren von den ermittelten Thatsachen und den obwaltenden Bedenken mit dem Anheim-
stellen Mittheilung zu machen, für die Zwecke der demnächstigen Feststellung von Renten die
etwa erforderlich erscheinenden anderweiten Feststellungen herbeizuführen

Die Kosten der angestellten besonderen Ermittelungen sowie der Mittheilungen an die Ver-
sicherungsanstalt hat die letztere zu ersetzen (§ 141 des Gefetzes), sofern dieselben nicht nach all-
gemeinen Grundsätzen anderen Betheiligten zur Last fallen.

Sofern die aufrechnende Stelle Grund zu der Annahme hat, daß bei der Aufrechnung militärische
Dienstleistungen oder Krankheitsfälle zu berücksichtigen sind, so hat sie dem Jnhaber der Quittungs-
karte, sofern derselbe deren Anrechnung nicht selbst beantragt hat, die Beibringung der
erforderlichen Nachweise von Amtswegen zu empfehlen und die Aufrechniing einstweilen auszufetzen.

Unter die Aufrechnung hat die aufrechnende Stelle den Ort und das Datum, sowie ihre dienstliche
Bezeichnung (z.B. der Magistrat in Bromberg) zu setzen; der Unterschrift des aufrechnenden Beamten
bedarf es nicht. Neben die Bezeichnung der aufrechnenden Stelle ist deren Stempel abzudrucken.

Zu c.
Ueber das Ergebniß der Aufrechnung ist dem Inhaber der Quittungskarte eine Befcheinigung
u ertheilen, welche die aus der Aufrechnung sich ergebenden Endzahlen wiedergiebt. Für diese Be-
scheinigung wird das in der Anlage mitgetheilte Formular, welches der Aufrechnungstabelle in der
Quittungskarte entspricht, empfohlen.

Die Bescheinigung ist in unmittelbarem Anschluß an die Aufrechnung auszustellen und
demjenigen, auf dessen Namen die aufgerechnete Quittungskarte lautet, oder seinem Beauftragten
zuzustellen. Sofern die Zustellung nicht durch unmittelbare Aushändigung erfolgen kann, ist sie
durch Boten oder durch die Post mittelst eingeschriebenen Briefes (§ 139 a. a. D.) oder anderweit,
jedenfalls aber der estalt zu ewirken, daß dem Versicherten keine baaren Auslagen,·daraus erwachsen,
die Thatsache der zustellung aber aktenmäßig nachgewiesen werden kann. Wenn der Versicherte es
unterlassen hat, einer Ladung zur Empfangnahme der Bescheinigung Folge zu leisten, so kann die
Zustellung der Bescheinigung aus seine Kosten erfolgen.
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Gegen den Inhalt der Bescheinigung steht nach § 106 des Gesetzes dem Versicherten binnen zwei
Wochen nach deren Aushändigung der Einspruch zu; Der Einspruch ist unter Vorlegung der
Bescheinigung bei derjenigen Stelle zu erheben, welche die Quittungskarte ausgerechnet und die Be-
scheinigunZ ausgestellt hat; dieselbe Stelle hat auch über den Einspruch zu befinden. »

as Verfahren über den Einspruch ist an besondere Formen nicht gebunden. Wird der
Einspruch als begründet anerkannt, so ist die Aufrechnung und die Bescheinigung entsprechend zu
berichtigen. Die Zurückweisung des Einspruchs ist dem Einsprecheiiden mitzutheilen. Dies kann
mündlich oder durch Zufertigung eines schriftlichen Bescheides geschehen, auf dessen Zustellung die
obigen Vorschriften über dieZZustellung der Bescheinigung Anwendung finden. Sind der Entscheidung
förmliche Beweiserhebungen vorangegangen, so ist dem Einsprechenden auf seinen Antrag und seine
Kosten Abschrift der Beweisverhandlungen zu ertheilen. » . _
Gegen die (völlige oder theilweise) Zurückweisung des Einspruchs findet binnen Izwei Wochen nach
Mittheilung der Entscheidung unter Vorlegung der Bescheinigung und des auf den Einspruch
etwa ertheilten schriftlichen Bescheides Rekurs an die der bescheinigenden Stelle unmittelbar vor-
gesetzte Dienstbehörde statt. Der Rekurs kann sowohl bei dieser, als auch bei der Stelle, gegen
deren Bescheid sich der Rekurs richtet, eingelegt werden.

Das Verfahren über den Rekurs ist an besondere Formen nicht gebunden. Die in demselben
ergangene Entscheidung istendgültig (§ 106 a. a. O.). Wird der Rekurs als begründet anerkannt, so
ist die Aufrechnung und die Bescheinigung nöthigenfalls auf einem besonderen mit derselben zu
verbindenden Blatt Papier, mit farbiger Tinte entsprechend zu berichtigen. Die Entscheidung ist
dem Beschwerdeführer unter Rückgabe der etwa berichtigten Bescheinigung mitzutheilen, die aufgerechnete
Quittungskarte aber der aufrechnenden Stelle zurückzugeben.
Aus dem Einspruch sollen dem Versicherten in der Regel keine Kosten erwachsen. Die über den
Einspruch entscheidende Stelle ist jedoch befugt, demselben solche Kosten des Verfahrens zur Last zu
legen, welche durch unbegründete Anträge desselben veranlaßt worden sind; indessen soll dies nur
dann geschehen, wenn die Annahme begründet erscheint, daß der Verficherte sich der Grundlosigkeit
seiner Anträge bewußt gewesen ist« Zu den vorstehend bezeichneten Kosten gehören auch Porto-
auslagen. Die Auferlegung von Kosten ist zu begründen. Dieselbe kann mit dem gegen den Ein-
spruch zugelassenen Rekurs angefochten werden. Auf die Kosten des Rekursverfahrens finden die
allgemeinen Regeln über die Kosten der Beschwerden in Verwaltungsangelegenheiten Anwendung.

Zu d.
Die abgegebenenQuittungskarten sind sorgfältig aufzubewahren und spätestens in Zeiträumen von drei
zu drei Monaten an die Vers icherungsanstalt des Bezirks, in welchem die aufrechnende Stelle
ihren Sitz hat, zu übers enden. Dabei ist auf thunlichste Ersparung von Kosten und demgemäß
auf die gleichzeitige Uebersendung einer größeren Anzahl von Karten Bedacht zu nehmen. Etwaigen
Wünschen der Versicherungsanstalt wegen Einhaltung kürzerer Einsendungstermine ist zu entsprechen.
Vor Ablauf der Einspruchs- beziehungsweise der Rekursfrist, und, sofern Einspruch beziehungsweise
Rekurs eingelegt ist, vor Erledigung desselben ist die betreffende Karte nicht abzusenden.
Auf Antrag des betreffenden Versicherten oder seines Arbeitgebers haben die Ausgabestellen mit
einer Quittungskarte zugleich die in §§ 156 ff., § 161 a. a. O. bezeichneten Bescheinigun gen
und Nachweis e über Beschäftigungen und Krankheitszeiten (vergl. Ziffer 17) des betreffenden Ver-
sicherten, welche in die Zeit vor dem Inkrafttreten des Gesetzes fallen, anzunehmen und
mit der Quittungskarte an die Versicherungsanstalt des Bezirks behufs Weitersendung und Auf-
bewahrung bei derjenigen Versicherungsanstalt, an welche die betreffende Quittungskarte abzugeben
ist, zu übersenden. Dabei sind die einzelnen Quittungskarten mit den für den betreffenden Jnhaber
ausgestellten Nachweisen derart zu verbinden, daß die Zusammengehörigkeit sofort ersichtlich wird;

 

«auch ist zur Wahrung der letzteren auf den Nachweisen die Nummer der Quittungskarte und der
Name der Versicherungsanstalt, für welche sie ausgestellt sind, anzugeben. Das Gleiche gilt in
Ansehung derjenigen Bescheinigungen, welche nach § 6 Absatz 2 des Gesetzes solchen Personen
auszustellen sind, die aus einer vom Bundesrath zur Durchführung der Invaliditäts- und Alters-
versicherung zugelassenen besonderen Kasseneinrichtung ausscheiden. Militärpapiere sind in der Regel
nicht anzunehmen, weil dieselben auch zu anderen Zwecken gebraucht werden und aus deren etwaiger Rück-
forderung aus dem Gewahrsam der Versicherungsanstalten Kosten und Weiterungen entstehen würden.

. Die mit der Ausftellung und dem Umtausch von Quittungskarten betrauten Stellen haben in
geeigneter Weise daraufh;nzuwirken, daß von den Versicherten jene Nachweise und Bescheinigungen
behufs sicherer Aufbewahrung bei deii Vercherungsanstalten siabgegeben werden.

c. Die Erneuerung (Ersetzung) von Quittungskarten.
Hat der Jnhaber seine Quittungskarte verloren, oder ist die Quittungskarte ganz oder theilweise
zerstört oder aiiseinem anderen Grunde als we en Füllung mit Beitragsmarken zur weiteren Ver-
wendung unbrauchbar geworden, so ist der Jnhaber berechtigt, die Ersetzung dieser Quittungs-
kiirtedurch eine neue Quittungskarte zu beanspruchen (§ 105 a. a. O.). Bei dieser Erneuerung
sind in die neue Quittungskarte ,,diebis zum Verlust der Karte entrichteten Beiträge, soweit die-
selben nachweisbar geleistet worden sind, in be laubigter Form zu übertragen« (§ 105 des Gesetzes).
Fur das Verfahren muß zwischen der Außenkseite und der Jnnenseite der Karte unterschieden werden.
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a. Die Außenseite enthält genau die Aufschriften der alten Karte, soweit dieselben
nachweisbar sind, also auch die Nummer derselben. · Oben am Kopf der Karte oder an einer
anderen, den genügenden Raum darbietenden Stelle ihrer Außenseite ist (handschriftlich oder durch
Aufdrücken eines Stempels) der Bermerk ,,Erneuert« zu setzen; an dem für den Stempel bestimmten
Platze ist der Stempel derjenigen Stelle abzudrucken, welche die Erneuerung vornimmt, auch wenn
das frühere Exemplar von einer anderen Stelle ausgestellt gewesen ist. Einer Bezeichnung der
erneuernden Stelle oder der Unterschrift des erneuernden Beamten bedarf es nicht. ·

b. Jn die Jnnenseite der Karte ist auf den zur Aufnahme von Marken bestimmten Feldern,
oben links beginnend, mit thunlichster Raumersparniß einzutragen, wieviel Marken in der ersetzten
Quittungskarte nachweislich für die einzelnen Lohnklassen und Versicherungsanstalten enthalten
waren. »Doppelmarken sind hierbei besonders auszuführen Diese Uebertragung der in der alten Karte
nachgewieseneii Beiträge soll in der aus dem nachfolgenden Beispiel sich ergebenden Weise geschehen.

Bei Erneuerung der Karte übertragen:
10 M. II. V. A. Königreich Sachsen.
3 „ III. „ „ Provinz Brandenburg.
2 D.M. » » ,, Schlesien.

(Bezeichnung der übertragenden Stelle)............................
(Unterschrift) ...........................

Dabei bedeuten die Abkürzungen D. M. »Doppelmarken«, V. A. ,,Versicherungsanstalt«,
die römischen Ziffern (l, ll, Ill, lV) die Lohnklassen, die arabischen Ziffern die Anzahl von Marken,
welche aus der betreffenden Lohnklasse und Versicherungsanstalt beigebracht waren. Dieser Vermerk
soll von dem übertragenden Beamten durch seine Unterschrift beglaubigt werden. Eine Entfernung
der auf der unbrauchbar gewordenen Quittungskarte vorhandenen Marken und deren anderweite
Einklebung in die neue Karte ist unstatthaft.
Der Nachweis des Inhalts der zu erneuernden Karte ist Sache des Inhabers. Jst die Karte
ganz oder theilweise noch vorhanden, so ist deren Inhalt, soweit er erkennbar ist, ohne weitere Prüfung
in die neue Karte einzutragen. Im Uebrigen bedarf es eines glaubhaften Nachweises. Zu einem
glaubhaften Nachweis ist in der Regel die Vorlegung der Lohnlisten des Arbeitgebers oder eine zu-
verlässige Auskunft des Arbeitgebers oder derMitarbeiter des Versicherten für ausreichend zu erachten.
Die erneuerte Karte ist dem Versicherten, seinem Beauftragten oder Vertreter auszuhändigen. War
die ältere Karte, welche durch die neue ersetzt ist, ganz oder theilweise noch vorhanden, so ist dieselbe
von der Ausgabestelle einzubehalten mit dem Vermerk: ,,nach Erneuerung einbehalten« oder mit
einem ähnlichen Vermerk und dem Stempel der erneuernden Stelle zu versehen. Die Aushändigung
der neuen Karte soll der Regel nach Zug um Zug mit der Uebergabe der alten Karte geschehen.

. Nach § 106 des Gesetzes ist der Versicherte befugt, binnen zwei Wochen nach Aushändigung der
neuen Quittungskarte gegen den Jnhalt der Uebertragung Einspruch zu erheben. Von dem Ein-
spruch und dem weiteren Verfahren gilt das, Zwas oben (Ziffer 26 bis 28) über den Einspruch
Rgen den Inhalt der Bescheinigung gesagt ist. Nach Ablauf der Einspruchs- beziehungsweise

ekursfrist, eventuell nach Beendigung des Einspruchs- beziehungsweise Rekursverfahrens ist die alte
Karte der für den Bezirk der erneuernden Stelle zuständigen Versicherungsanstalt einzusenden (Ziffer 29).

. Eine Erneuerung der Karte findet, abgesehen von den Fällen des § 105 des Gesetzes, noch statt:
a. wenn die Karte wegen einer unzulässigen Eintragung seitens einer Behörde angehalten

wird (ä 108 Absatz l a. a. O.);
b. wenn im Falle des § 125 die untere Verwaltungsbehörde an Stelle der Vernichtung

der irrthümlich beigebrachten Marken die Einziehung der Quittungskarte und die Ueber-
tragung des Jnhalts derselben auf eine neue Karte anordnet.

Jst die Behörde zur Ausstellung von Karten nicht berechtigt, so hat sie wegen Ausstellung
der neuen Karte eine zuständige Stelle zu ersuchen.

Wegen des Verfahrens gilt das oben Bemerkte.

Schlußbestimmungen-
Die Ansstellung, der Umtausch und die Erneuerung der Quittungskarte, sowie die Ertheilung der
Bescheinigung erfolgen kosten- und gebührenfrei.

Die Kosten der Quittungskarten trägt die Versicherungsanstalt, in deren Bezirk die mit
der Ausstellun und dem Umtausch der Karten betraute Stelle ihren Sitz hat (g 101 Absatz 3 a. a O.).
Nur in zwei Fällen hat die Ausgabestelle für die Ausstellung einer Quittungskarte von den Be-
theilkgcthendKosten zu beanspruchen, welche letzteren auf fünf Pfennig für jede Karte festgesetzt werden,
nami ann: .

a. wenn der Versicherte, bevor seine Karte mit mindestens 30 Marken gefüllt· oder die
Gültigkeit der Karte gemätß §104 des Gesetzes erloschen ist, die Ausstellung einer neuen
Quittungskarte gegen Rüclkgabe der älteren Karte beantragt (§ 102 Absatz «2 a. a. O.);

b. wenn die Ausstellung der Karte um deswillen, weil der Versicherte selbst die rechtzeitige
Beschaffung einer Karte zu Unrecht unterlassen hat, von dem Arbeitgeber beantragt
wird (§ 101 des Gesetzes). Jst dagegen der Arbeitgeber bei einem Antrage auf Aus-
stellung einer Quittungskarte als freiwilliger Geschäftsführer oder als Beauftragter
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  (Auszenseite.)

 
Der Minister des Innern.

Herrfurth.

Der Minister für Handel und Gewerbe.

Freiherr von Berlepsch-

Berlin, den 17. Oktober 1890.

des § 127 a. a. O. herbeizuführen

daß von denB
und in zureichender Hö

Absatz 2 a. a. Q, vergl. vorstehend unter 38) zu verrechnen.

he zu verwenden,

dabei sind die für Quittungskarten von den Betheiligten erhabenen B

42. Ergiebt sich bei der Aufrechnung oder Erneuerung von Quittungskarten Grund zu der
etheiligten zu Unrecht unterlassen worden sei, Marken in vorschriftsmä

so hat die Ausgabestelle die Berichtigung nach Maßgabe
ßiger Beschaffenheit

Annahme,

Erga
If

41. Den Aus
und s on
gabestellen wird von der fü

nzung des Vorraths hat die Ausga
Anzahl von Formularen zu Quittungskarten kostenle zur Verfügung gestellt werden.

bestelle bei der Versicherungs-

r ihren Bezirk zuständigen Versicherungsanstalt die erforderl
Die spä

i

anftalt rechtzeitig zu beantragen;
eträge (§§ 101 Absatz 1 und 102

ch
tere

e Vorrath von
Quittungs-

karten

Gänge f
I

hängenden Geschäften ist darauf zu achten
stige Weiterungen er

daß dem V
spart bleiben.

40. Bei allcn ml

I

t der Ansstellung, dem Umtausch und der Erneuerung von Quittungskarten zus
ersicherten wiederholte zeitrau

ammen=

u. f.
benbe von Gängen

Vermeidung

w.

bleich
ftreich

t, noch verwischt oder abdruckt.
en bewirkt werden.

39. Alle Eintragung
Jm Zweifelsfalle h

en sind deutlich und ohne Ras
at der Umtaus

uren mit einer i
Unentbehrliche Korrekturen dürs

nte zu bewirken,
en nur durch eins

welch
ch der Karte kostenfrei zu erfolgen.

aches Durch
e weder ver-

-
-

Deutlichkeit
der Gm-
tragungen.

bernommen haben, so sind Kosten nicht zu fordern.
grö
ü

des Versi
ßerer Betriebe füri

cherten anzuselzen
res

ä

mmtlichen Arbeiter die An
, wie dies z. B. dann der Fall ist, wenn Unternehmer

schaffung der Quittungskarten
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Aufrechnung der Quittungskarte.

der Beitragswochen in Lohnklasse . I H lll IV
5 7 35 —

32 der bescheinigten militärischer

VoM VUm

36 . 3 1891 5 4 1891

28

40

44»

48 Ort und
Stempel der auf. Datum

rechnenden Stelle.

52 der  
ZZeskljeinigung

über die Endzahlen aus der Aufrechmmg der Quittnngskarte Nr. 1 für
die DiønokmaJZ FOWZØOHKØ Gelenke-e-

geborcn am 3. ff. 1865 zu HERR-en Fkåtts JcöøZø in Doøokfacen

— Versicherungsanstalt: Zwei« seid-seen —-

(Name der Anstalt, welche auf der aufgerechneten Karte verzeichnet ist.)

Zahl der Beitragswochen (Wochenmarken) in Lohnklasse ......... : ...... II

5 7

Dauer der bescheinigten Krankheiten Dauer militärischer Dienstleistungen

v o m bis einschließlich v o m ' bis einschließlich

1891 5 4 1891

 (Ort und Datum.) Momwa am 5, Hawa- 1892.
- L. S.) (Bezeichnung der ausrechnenden und bescheinigenden Stelle.)

(Diø FokiøeivezwakkunsJ


